19. MAI 1994 - Gesetz zur Regelung der Wahlkampagne, über die Einschränkung und Erklärung der Wahlausgaben für die Wahlen des Wallonischen Parlaments, des Flämischen Parlaments, des Parlaments der Region Brüssel‑Hauptstadt und des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft und zur Festlegung der Prüfkriterien für offizielle Mitteilungen der öffentlichen Behörden
(offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 21. Januar 1999)
Konsolidierung

Die vorliegende Konsolidierung enthält die Abänderungen, die vorgenommen worden sind durch:
- das Gesetz vom 12. Juli 1994 über die Kontrolle der offiziellen Mitteilungen der öffentlichen Behörden (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 12. März 1999),

- das Gesetz vom 10. April 1995 zur Herabsetzung des den politischen Parteien zugestandenen Betrags der Wahlausgaben für die Parlamentswahlen, die Europawahlen und die Wahlen der Regionalräte (I) (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 12. März 1999),

- das Gesetz vom 10. April 1995 zur Bestimmung des Ursprungs der Geldmittel für die Gemeinde‑ und Provinzialwahlen, für die Wahlen der Regionalräte und für die Parlamentswahlen und Europawahlen (II) (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 12. März 1999), 
- das Gesetz vom 10. April 1995 zur Abänderung des Gesetzes vom 19. Mai 1994 über die Einschränkung und Kontrolle der Wahlausgaben für die Wahlen des Wallonischen Regionalrates, des Flämischen Rates und des Rates der Region Brüssel-Hauptstadt (III) (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 12. März 1999),

- das Gesetz vom 25. Juni 1998 zur Abänderung des Gesetzes vom 19. Mai 1994 über die Einschränkung und Kontrolle der Wahlausgaben für die Wahlen des Wallonischen Regionalrates, des Flämischen Rates, des Rates der Region Brüssel‑Hauptstadt und des Rates der Deutschsprachigen Gemeinschaft (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 12. März 1999),

- das Gesetz vom 26. Juni 2000 über die Einführung des Euro in die Rechtsvorschriften in Bezug auf die in Artikel 78 der Verfassung erwähnten Angelegenheiten,

- den Königlichen Erlass vom 20. Juli 2000 zur Ausführung des Gesetzes vom 26. Juni 2000 über die Einführung des Euro in die Rechtsvorschriften in Bezug auf die in Artikel 78 der Verfassung erwähnten Angelegenheiten, für die das Ministerium des Innern zuständig ist (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 27. Februar 2001),
- Artikel 27 des Gesetzes vom 22. Januar 2002 zur Verringerung des Devolutiveffekts der Listenstimmen um die Hälfte und zur Abschaffung des Unterschieds zwischen ordentlichen Kandidaten und Ersatzkandidaten für die Wahl des Flämischen Rates, des Wallonischen Regionalrates und des Rates der Region Brüssel‑Hauptstadt (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 20. August 2002),

- die Artikel 27 und 28 des Gesetzes vom 2. März 2004 zur Abänderung verschiedener Wahlrechtsvorschriften (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 21. Mai 2004),

- das Gesetz vom 25. April 2004 zur Abänderung des Gesetzes vom 19. Mai 1994 über die Einschränkung und Kontrolle der Wahlausgaben für die Wahlen des Wallonischen Regionalrates, des Flämischen Rates, des Rates der Region Brüssel‑Hauptstadt und des Rates der Deutschsprachigen Gemeinschaft (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 9. Juni 2004),

- die Artikel 28 bis 39 des Gesetzes vom 27. März 2006 zur Anpassung verschiedener Gesetze zur Regelung einer in Artikel 78 der Verfassung erwähnten Angelegenheit an die neue Bezeichnung der gesetzgebenden Versammlungen der Gemeinschaften und Regionen (offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 30. August 2006),

- das Gesetz vom 12. März 2009 zur Abänderung des Gesetzes vom 19. Mai 1994 zur Regelung der Wahlkampagne, über die Einschränkung und Erklärung der Wahlausgaben für die Wahlen des Wallonischen Parlaments, des Flämischen Parlaments, des Parlaments der Region Brüssel-Hauptstadt und des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft und zur Festlegung der Prüfkriterien für offizielle Mitteilungen der öffentlichen Behörden (deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 6. Mai 2009),
- das Gesetz vom 6. Januar 2014 zur Abänderung des Gesetzes vom 19. Mai 1994 über die Einschränkung und Kontrolle der Wahlausgaben für die Wahl des Europäischen Parlaments und zur Abänderung des Gesetzes vom 19. Mai 1994 zur Regelung der Wahlkampagne, über die Einschränkung und Erklärung der Wahlausgaben für die Wahlen des Wallonischen Parlaments, des Flämischen Parlaments, des Parlaments der Region Brüssel-Hauptstadt und des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft und zur Festlegung der Prüfkriterien für offizielle Mitteilungen der öffentlichen Behörden (I) (Belgisches Staatsblatt vom 1. April 2014),
- das Gesetz vom 6. Januar 2014 zur Abänderung des Gesetzes vom 4. Juli 1989 über die Einschränkung und Kontrolle der Wahlausgaben für die Wahlen der Föderalen Kammern und über die Finanzierung und die offene Buchführung der politischen Parteien, des Wahlgesetzbuches, des Gesetzes vom 19. Mai 1994 über die Einschränkung und Kontrolle der Wahlausgaben für die Wahl des Europäischen Parlaments und des Gesetzes vom 19. Mai 1994 zur Regelung der Wahlkampagne, über die Einschränkung und Erklärung der Wahlausgaben für die Wahlen des Wallonischen Parlaments, des Flämischen Parlaments, des Parlaments der Region Brüssel-Hauptstadt und des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft und zur Festlegung der Prüfkriterien für offizielle Mitteilungen der öffentlichen Behörden (II) (Belgisches Staatsblatt vom 1. April 2014),
- das Gesetz vom 15. Juli 2018 zur Abänderung hinsichtlich des Sponsorings verschiedener Gesetze über die Wahlausgaben und die Finanzierung der politischen Parteien (Belgisches Staatsblatt vom 6. November 2018),
- das Gesetz vom 25. November 2018 zur Abänderung des Gesetzes vom 19. Mai 1994 zur Regelung der Wahlkampagne, über die Einschränkung und Erklärung der Wahlausgaben für die Wahlen des Wallonischen Parlaments, des Flämischen Parlaments, des Parlaments der Region Brüssel-Hauptstadt und des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft und zur Festlegung der Prüfkriterien für offizielle Mitteilungen der öffentlichen Behörden im Hinblick auf die Gewährleistung der Kontinuität der Einschränkung der Wahlausgaben nach der Änderung der Wahlkreise in den Provinzen Hennegau und Luxemburg (Belgisches Staatsblatt vom 29. Januar 2019).

Diese Konsolidierung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.

19. MAI 1994 - [Gesetz zur Regelung der Wahlkampagne, über die Einschränkung und Erklärung der Wahlausgaben für die Wahlen [des Wallonischen Parlaments, des Flämischen Parlaments, des Parlaments der Region Brüssel‑Hauptstadt und des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft] und zur Festlegung der Prüfkriterien für offizielle Mitteilungen der öffentlichen Behörden] 
[Überschrift ersetzt durch Art. 2 des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004) und abgeändert durch Art. 28 des G. vom 27. März 2006 (B.S. vom 11. April 2006)]
[KAPITEL 1 - Begriffsbestimmungen]

[Unterteilung Kapitel 1 eingefügt durch Art. 3 des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004)]


Artikel 1 - Für die Anwendung des vorliegenden Gesetzes ist zu verstehen unter:


[1. dem Gesetz vom 4. Juli 1989: das Gesetz über die Einschränkung und Kontrolle der Wahlausgaben [für die Wahl der Abgeordnetenkammer] und über die Finanzierung und die offene Buchführung der politischen Parteien,]


[2.] politischer Partei: eine Vereinigung natürlicher Personen mit oder ohne Rechts​persönlichkeit, die an den durch die Verfassung und durch das Gesetz vorgesehenen Wahlen teilnimmt, die gemäß dem Gesetz über die Wahlen [des Wallonischen Parlaments, des Flämischen Parlaments, des Parlaments der Region Brüssel‑Hauptstadt und des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft] Kandidaten vorschlägt und die in den Grenzen der Verfassung, des Gesetzes, des Dekrets und der Ordonnanz versucht, die Äußerung des Volkswillens in der in ihrer Satzung oder in ihrem Programm festgelegten Art und Weise zu beeinflussen,


[3. Komponente einer politischen Partei: in Artikel 1 Nr. 1 Absatz 2 des Gesetzes vom 4. Juli 1989 erwähnte Komponenten einer politischen Partei,


4. Inhaber eines politischen Mandats: in Artikel 1 Nr. 3bis des Gesetzes vom 4. Juli 1989 erwähnte Inhaber politischer Mandate,]


[5.] [Kontrollkommission: die in Artikel 1 Nr. 4 Absatz 1 des Gesetzes vom 4. Juli 1989 erwähnte Kontrollkommission,]


[6. Unternehmen: natürliche oder juristische Personen, die auf dauerhafte Weise einen wirtschaftlichen Zweck verfolgen, und ihre Vereinigungen.]

[Art. 1 einziger Absatz neue Nummer 1 eingefügt durch Art. 3 Buchstabe a) des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004) und abgeändert durch Art. 16 Buchstabe a) des G. vom 6. Januar 2014 (I) (B.S. vom 31. Januar 2014); einziger Absatz frühere Nummer 1 umnummeriert zu Nr. 2 durch Art. 3 Buchstabe a) des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004) und abgeändert durch Art. 3 des G. vom 10. April 1995 (III) (B.S. vom 15. April 1995); einziger Absatz neue Nummern 3 und 4 eingefügt durch Art. 3 Buchstabe b) des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004); einziger Absatz frühere Nummer 2 umnummeriert zu Nr. 5 und ersetzt durch Art. 3 Buchstabe c) des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004); einziger Absatz Nr. 6 eingefügt durch Art. 16 Buchstabe b) des G. vom 6. Januar 2014 (I) (B.S. vom 31. Januar 2014)]

[KAPITEL 2 - Regelung der Wahlkampagne und Einschränkung und Erklärung der Wahl​ausgaben für die Wahlen [des Wallonischen Parlaments, des Flämischen Parlaments, des Parlaments der Region Brüssel‑Hauptstadt und des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft]]

[Unterteilung Kapitel 2 eingefügt durch Art. 4 des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004) und Überschrift abgeändert durch Art. 30 des G. vom 27. März 2006 (B.S. vom 11. April 2006)]


Art. 2 - § 1 - Der Gesamtbetrag der Ausgaben und finanziellen Verpflichtungen für Wahlwerbung der politischen Parteien [für die Wahlen des Wallonischen Parlaments, des Parlaments der Region Brüssel-Hauptstadt und des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft einerseits beziehungsweise für die Wahlen des Flämischen Parlaments und des Parlaments der Region Brüssel-Hauptstadt andererseits] darf jeweils zusammen [[1.000.000] EUR] pro politische Partei nicht überschreiten.


Unbeschadet der vorhergehenden Bestimmung darf der Gesamtbetrag der Ausgaben und finanziellen Verpflichtungen für Wahlwerbung der politischen Parteien:


1. [[800.000] EUR] für die Wahl [des Wallonischen Parlaments beziehungsweise des Flämischen Parlaments],


2. [[175.000] EUR] für die Wahl [des Parlaments der Region Brüssel-Hauptstadt] [...],


[3. [25.000 EUR] für die Wahl [des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft] nicht überschreiten.]


Unbeschadet der vorhergehenden Bestimmungen dürfen politische Parteien nicht mehr als [[1.000.000] EUR] für ihre gesamten Wahlausgaben und finanziellen Verpflichtungen ausgeben, wenn mehrere Wahlen am selben Tag stattfinden.


Fünfundzwanzig Prozent [dieser Beträge] können jedoch den Kandidaten angerechnet werden. In diesem Fall darf der jedem Kandidaten angerechnete Betrag zehn Prozent des im vorliegenden Absatz vorgesehenen Prozentsatzes nicht überschreiten.


Die politischen Parteien können ihre Wahlkampagne auf einen oder mehrere Kandidaten ausrichten. [In diesem Fall müssen die Parteien nachweisen können, dass die von ihnen für diesen oder diese Kandidaten geleisteten Ausgaben im Zusammenhang mit der Kampagne der Partei stehen.]


§ 2 - Der Gesamtbetrag der Ausgaben und finanziellen Verpflichtungen für Wahlwerbung der einzelnen Kandidaten darf sich für die Wahlen [des Wallonischen Parlaments und des Flämischen Parlaments] nicht auf mehr belaufen als:


1. [[8.700 EUR] plus [0,035 EUR]] pro Wähler, der bei der letzten Wahl im Wahlkreis, in dem der Kandidat vorgeschlagen wird, eingetragen war, für jeden der Kandidaten am Kopf der Liste ‑ entsprechend der Anzahl der von [ihrer(ihren) Liste(n)] bei den letzten Wahlen erzielten Mandate - und für einen zusätzlichen, von der politischen Partei [auf der vorgeschlagenen Kandidaten​liste] zu bestimmenden Kandidaten,


2. [den in Nr. 1 vorgesehenen Betrag für einen einzigen Kandidaten auf der Liste einer politischen Partei, die bei den letzten Wahlen kein Mandat erzielt hat oder im betreffenden Wahlkollegium nicht angetreten ist.] Dieser Kandidat muss nicht notwendigerweise der Kandidat am Kopf der Liste sein,


3. [5.000 EUR für jeden anderen ordentlichen Kandidaten und den ersten Ersatz​kandidaten, sofern die Bestimmungen der Nr. 1 nicht zu seinen Gunsten angewandt werden,]


4. [2.500 EUR für jeden anderen Ersatzkandidaten, sofern die Bestimmungen der Nr. 1 nicht zu seinen Gunsten angewandt werden.]


§ 3 - Der Gesamtbetrag der Ausgaben und finanziellen Verpflichtungen für Wahlwerbung der einzelnen Kandidaten darf sich für die Wahl [des Parlaments der Region Brüssel-Hauptstadt] nicht auf mehr belaufen als:


1. [[8.700 EUR] plus [0,0175 EUR]] pro Wähler, der bei der letzten Wahl eingetragen war, für jeden der Kandidaten am Kopf der Liste - entsprechend der Anzahl der von [ihrer(ihren) Liste(n)] bei den letzten Wahlen erzielten Mandate - und für einen zusätzlichen, von der politischen Partei [auf der vorgeschlagenen Kandidaten​liste] zu bestimmenden Kandidaten,


2. [den in Nr. 1 vorgesehenen Betrag für einen einzigen Kandidaten auf der Liste einer politischen Partei, die bei den letzten Wahlen kein Mandat erzielt hat oder im betreffenden Wahlkreis nicht angetreten ist.] Dieser Kandidat muss nicht notwendigerweise der Kandidat am Kopf der Liste sein,


3. [5.000 EUR für jeden anderen ordentlichen Kandidaten und den ersten Ersatz​kandidaten, sofern die Bestimmungen der Nr. 1 nicht zu seinen Gunsten angewandt werden,]


4. [2.500 EUR für jeden anderen Ersatzkandidaten, sofern die Bestimmungen der Nr. 1 nicht zu seinen Gunsten angewandt werden.]


[§ 4 - Die Bestimmungen von § 3 sind auf die Ausgaben und die finanziellen Verpflichtungen für Wahlwerbung der Kandidaten für die Direktwahl der Brüsseler Mitglieder [des Flämischen Parlaments] gemäß Artikel 30 § 1 Absatz 1 des Sondergesetzes vom 8. August 1980 zur Reform der Institutionen anwendbar.]


[[§ 5] - Der Gesamtbetrag der Ausgaben und finanziellen Verpflichtungen für Wahlwerbung der einzelnen Kandidaten darf sich für die Wahl [des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft] nicht auf mehr belaufen als:


1. [[1.750 EUR] plus [0,035 EUR]] pro Wähler, der bei der letzten Wahl [des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft] eingetragen war, für jeden der Kandidaten am Kopf der Liste - entsprechend der Anzahl der von [ihrer(ihren) Liste(n) bei den letzten Wahlen erzielten Mandate - und für einen zusätzlichen, von der politischen Partei [auf der vorgeschlagenen Kandidatenliste] zu bestimmenden Kandidaten,


2. [den in Nr. 1 vorgesehenen Betrag für einen einzigen Kandidaten auf der Liste einer politischen Partei, die bei den letzten Wahlen kein Mandat erzielt hat oder im betreffenden Wahlkreis nicht angetreten ist.] Dieser Kandidat muss nicht notwendigerweise der Kandidat am Kopf der Liste sein,


3. [1.250 EUR] für jeden anderen Kandidaten.]


[§ 6] - Schließen sich mehrere Kandidaten derselben Liste für ihre Wahlwerbung zusammen, so müssen sie im Voraus und schriftlich den Teil der Ausgaben bestimmen, der mit ihrer jeweiligen Quote verrechnet wird. 


[...]


[§ 7] - [...]

[§ 8] - [Die in den Paragraphen 1, 2, 3 und [5] festgelegten Beträge] werden den Schwankungen der Herstellungskosten der bei Wahlkampagnen benutzten Werbemittel angepasst gemäß einer Formel, die durch einen im Ministerrat beratenen Königlichen Erlass auf der Grundlage des am 1. Januar 1994 anwendbaren Schwellenindexes festgelegt wird.

[Übergangsbestimmung


Für die Festlegung der in § 3 Nr. 1 erwähnten Anzahl Kandidaten am Kopf einer Liste für die Wahlen der Räte vom 13. Juni 2004 gilt für den Fall, in dem eine Liste für die Wahlen vom 13. Juni 1999 aus Kandidaten zusammengestellt war, die gemeinsam von zwei oder mehreren Parteien vorgeschlagen worden waren und diese Parteien für die Wahlen vom 13. Juni 2004 getrennte Listen vorschlagen, das Kriterium der Parteizugehörigkeit zum 1. Januar 2004 der flämischen Mitglieder des Rates der Region Brüssel-Hauptstadt und der sechs flämischen Mitglieder des Rates der Region Brüssel-Hauptstadt, die von ihnen bestimmt worden sind, um im Flämischen Rat zu tagen.]

[Übergangsbestimmung


Für die Festlegung der in den Paragraphen 2 Nr. 1, 3 Nr. 1 und 5 Nr. 1 erwähnten Anzahl Kandidaten am Kopf einer Liste für die Wahlen der Gemeinschafts- und Regional​parlamente vom 7. Juni 2009 gilt für den Fall, in dem eine Liste für die Wahlen vom 13. Juni 2004 aus Kandidaten zusammengestellt war, die gemeinsam von zwei oder mehreren politischen Parteien vorgeschlagen worden waren, und diese Parteien für die Wahlen vom 7. Juni 2009 getrennte Listen vorschlagen, das Kriterium der Parteizugehörig​keit zum 13. Juni 2004 der an diesem Datum für die Wahlen der Gemeinschafts- und Regionalparlamente gewählten Kandidaten.]

[Übergangsbestimmung

Für die Festlegung der in § 2 Nr. 1 erwähnten Anzahl Kandidaten am Kopf einer Liste in der Provinz Luxemburg werden die Anzahlen Mandate, die bei der Wahl des Wallonischen Parlaments vom 25. Mai 2014 in den Wahlkreisen Arlon-Marche-Bastogne und Neufchâteau-Virton erzielt worden sind, addiert, damit diese Gesamtanzahl bei der Wahl des Wallonischen Parlaments, die am 26. Mai 2019 stattfindet, auf den Wahlkreis Arlon-Marche-en-Famenne-Bastogne-Neufchâteau-Virton Anwendung findet.


Für die Festlegung der in § 2 Nr. 1 erwähnten Anzahl Kandidaten am Kopf einer Liste in der Provinz Hennegau findet die Anzahl Mandate, die bei der Wahl des Wallonischen Parlaments vom 25. Mai 2014 im Wahlkreis Tournai-Ath-Mouscron erzielt worden sind, bei der Wahl des Wallonischen Parlaments, die am 26. Mai 2019 stattfindet, Anwendung auf den neuen Wahlkreis Tournai-Ath-Mouscron; die Anzahl Mandate, die bei der Wahl des Wallonischen Parlaments vom 25. Mai 2014 im Wahlkreis Soignies erzielt worden sind, findet bei der Wahl des Wallonischen Parlaments, die am 26. Mai 2019 stattfindet, Anwendung auf den Wahlkreis Soignies-La Louvière; die Anzahlen Mandate, die bei der Wahl des Wallonischen Parlaments vom 25. Mai 2014 in den Wahlkreisen Charleroi und Thuin erzielt worden sind, werden addiert, damit diese Gesamtanzahl bei der Wahl des Wallonischen Parlaments, die am 26. Mai 2019 stattfindet, auf den Wahlkreis Charleroi-Thuin Anwendung findet.]

[Art. 2 § 1 Abs. 1 abgeändert durch Art. 5 Nr. 1 des G. vom 10. April 1995 (I) (B.S. vom 15. April 1995), Art. 3 Nr. 1 des G. vom 10. April 1995 (III) (B.S. vom 15. April 1995), Art. 2 Buchstabe A) des G. vom 25. Juni 1998 (B.S. vom 4. September 1998), Art. 5 des K.E. vom 20. Juli 2000 (B.S. vom 30. August 2000) und Art. 31 Nr. 1 Buchstabe a) des G. vom 27. März 2006 (B.S. vom 11. April 2006); § 1 Abs. 2 Nr. 1 abgeändert durch Art. 5 Nr. 2 des G. vom 10. April 1995 (I) (B.S. vom 15. April 1995), Art. 2 Buchstabe B) des G. vom 25. Juni 1998 (B.S. vom 4.  September 1998), Art. 5 des K.E. vom 20. Juli 2000 (B.S. vom 30. August 2000), Art. 5 Buchstabe a) des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004) und Art. 31 Nr. 1 Buchstabe b) Punkt i) des G. vom 27. März 2006 (B.S. vom 11. April 2006); § 1 Abs. 2 Nr. 2 abgeändert durch Art. 5 Nr. 3 des G. vom 10. April 1995 (I) (B.S. vom 15. April 1995), Art. 3 Nr. 2 des G. vom 10. April 1995 (III) (B.S. vom 15. April 1995), Art. 2 Buchstabe C) des G. vom 25. Juni 1998 (B.S. vom 4. September 1998), Art. 5 des K.E. vom 20. Juli 2000 (B.S. vom 30. August 2000) und Art. 31 Nr. 1 Buchstabe b) Punkt ii) des G. vom 27. März 2006 (B.S. vom 11. April 2006); § 1 Abs. 2 Nr. 3 eingefügt durch Art. 3 Nr. 2 des G. vom 10. April 1995 (III) (B.S. vom 15. April 1995) und abgeändert durch Art. 5 des K.E. vom 20. Juli 2000 (B.S. vom 30. August 2000) und Art. 31 Nr. 1 Buchstabe b) Punkt iii) des G. vom 27. März 2006 (B.S. vom 11. April 2006); § 1 Abs. 3 abgeändert durch Art. 5 Nr. 1 des G. vom 10. April 1995 (I) (B.S. vom 15. April 1995), Art. 2 Buchstabe A) des G. vom 25. Juni 1998 (B.S. vom 4. September 1998) und Art. 5 des K.E. vom 20. Juli 2000 (B.S. vom 30. August 2000); § 1 Abs. 4 abgeändert durch Art. 3 Nr. 3 des G. vom 10. April 1995 (III) (B.S. vom 15. April 1995); § 1 Abs. 5 abgeändert durch Art. 2 Nr. 1 des G. vom 12. März 2009 (B.S. vom 7. April 2009); § 2 einziger Absatz einleitende Bestimmung abgeändert durch Art. 31 Nr. 2 des G. vom 27. März 2006 (B.S. vom 11. April 2006); § 2 einziger Absatz Nr. 1  abgeändert durch Art. 2 Buchstabe D) des G. vom 25. Juni 1998 (B.S. vom 4. September 1998), Art. 5 des K.E. vom 20. Juli 2000 (B.S. vom 30. August 2000), Art. 5 Buchstabe b) des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004) und Art. 2 Nr. 2 Buchstabe a) und b) des G. vom 12. März 2009 (B.S. vom 7. April 2009); § 2 einziger Absatz Nr. 2 abgeändert durch Art. 2 Nr. 3 des G. vom 12. März 2009 (B.S. vom 7. April 2009); § 2 einziger Absatz Nr. 3 ersetzt durch Art. 27 Nr. 1 Buchstabe a) des G. vom 2. März 2004 (B.S. vom 26. März 2004); § 2 einziger Absatz Nr. 4 aufgehoben durch Art. 27 Nr. 2 des G. vom 22. Januar 2002 (B.S. vom 23. Februar 2002) und wieder aufgenommen durch Art. 27 Nr. 1 Buchstabe b) des G. vom 2. März 2004 (B.S. vom 26. März 2004); § 3 einziger Absatz einleitende Bestimmung abgeändert durch Art. 31 Nr. 3 des G. vom 27. März 2006 (B.S. vom 11. April 2006); § 3 einziger Absatz Nr. 1  abgeändert durch Art. 2 Buchstabe E) des G. vom 25. Juni 1998 (B.S. vom 4. September 1998), Art. 5 des K.E. vom 20. Juli 2000 (B.S. vom 30. August 2000), Art. 5 Buchstabe c) des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004) und Art. 2 Nr. 5 Buchstabe a) und b) des G. vom 12. März 2009 (B.S. vom 7. April 2009); § 3 einziger Absatz Nr. 2 abgeändert durch Art. 2 Nr. 6 des G. vom 12. März 2009 (B.S. vom 7. April 2009); § 3 einziger Absatz Nr. 3 ersetzt durch Art. 27 Nr. 1 Buchstabe a) des G. vom 2. März 2004 (B.S. vom 26. März 2004); § 3 einziger Absatz Nr. 4 aufgehoben durch Art. 27 Nr. 2 des G. vom 22. Januar 2002 (B.S. vom 23. Februar 2002) und wieder aufgenommen durch Art. 27 Nr. 1 Buchstabe b) des G. vom 2. März 2004 (B.S. vom 26. März 2004); neuer Paragraph 4 eingefügt durch Art. 27 Nr. 2 des G. vom 2. März 2004 (B.S. vom 26. März 2004) und abgeändert durch Art. 31 Nr. 4 des G. vom 27. März 2006 (B.S. vom 11. April 2006); früherer Paragraph 3bis eingefügt durch Art. 3 des G. vom 10. April 1995 (III) (B.S. vom 15. April 1995) und umnummeriert zu § 5 durch Art. 27 Nr. 3 des G. vom 2. März 2004 (B.S. vom 26. März 2004); § 5 einziger Absatz einleitende Bestimmung abgeändert durch Art. 31 Nr. 5 des G. vom 27. März 2006 (B.S. vom 11. April 2006); § 5 einziger Absatz Nr. 1 abgeändert durch Art. 2 Buchstabe F) des G. vom 25. Juni 1998 (B.S. vom 4. September 1998), Art. 5 des K.E. vom 20. Juli 2000 (B.S. vom 30. August 2000), Art. 5 Buchstabe d) des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004), Art. 31 Nr. 5 des G. vom 27. März 2006 (B.S. vom 11. April 2006) und Art. 2 Nr. 8 Buchstabe a) und b) des G. vom 12. März 2009 (B.S. vom 7. April 2009); § 5 einziger Absatz Nr. 2 abgeändert durch Art. 2 Nr. 9 des G. vom 12. März 2009 (B.S. vom 7. April 2009); § 5 einziger Absatz Nr. 3 abgeändert durch Art. 5 des K.E. vom 20. Juli 2000 (B.S. vom 30. August 2000); früherer Paragraph 4 umnummeriert zu § 6 durch Art. 27 Nr. 4 des G. vom 2. März 2004 (B.S. vom 26. März 2004); § 6 früherer Absatz 2 eingefügt durch Art. 2 Buchstabe G) des G. vom 25. Juni 1998 (B.S. vom 4. September 1998) und aufgehoben durch Art. 5 Buchstabe f) des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004); früherer Paragraph 5 umnummeriert zu § 7 durch Art. 27 Nr. 5 des G. vom 2. März 2004 (B.S. vom 26. März 2004) und aufgehoben durch Art. 17 des G. vom 6. Januar 2014 (I) (B.S. vom 31. Januar 2014); früherer Paragraph 6 umnummeriert zu § 8 durch Art. 27 Nr. 5 des G. vom 2. März 2004 (B.S. vom 26. März 2004) und abgeändert durch Art. 3 Nr. 6 des G. vom 10. April 1995 (III) (B.S. vom 15. April 1995) und Art. 27 Nr. 7 des G. vom 2. März 2004 (B.S. vom 26. März 2004); erste Übergangsbestimmung eingefügt durch Art. 5 Buchstabe g) des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004); zweite Übergangsbestimmung eingefügt durch Art. 2 Nr. 10 des G. vom 12. März 2009 (B.S. vom 7. April 2009); dritte Übergangsbestimmung eingefügt durch Art. 2 des G. vom 25. November 2018 (B.S. vom 11. Dezember 2018)]


Art. 3 - Spätestens sechs Monate vor den Wahlen teilt [der Föderalminister des Innern] die gemäß den Bestimmungen [von Artikel 2 § 2 Nr. 1, § 3 Nr. 1 und [§ 5] Nr. 1] berechneten Höchstbeträge mit, die die einzelnen Kandidaten ausgeben dürfen.

[Art. 3 abgeändert durch Art. 4 des G. vom 10. April 1995 (III) (B.S. vom 15. April 1995), Art. 28 des G. vom 2. März 2004 (B.S. vom 26. März 2004) und Art. 6 des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004)]

Art. 4 - § 1 - Alle Ausgaben und finanziellen Verpflichtungen für Wort- und Ton​mitteilungen, für schriftliche und visuelle Mitteilungen, die dazu bestimmt sind, die Ergebnisse einer politischen Partei und ihrer Kandidaten positiv zu beeinflussen, und die in den [vier] Monaten vor den Wahlen erfolgen, gelten für die Anwendung des vorliegenden Gesetzes als Ausgaben für Wahlwerbung.

[§ 2 - Als in § 1 erwähnte Ausgaben für Wahlwerbung gelten ebenfalls die Ausgaben, die von Drittpersonen für politische Parteien oder Kandidaten gemacht werden, außer wenn die Letztgenannten:

- sofort nach Kenntnisnahme der von den betreffenden Drittpersonen geführten Kampagne diese Personen per Einschreibebrief auffordern, diese Kampagne zu beenden,

- eine Abschrift dieses Briefes mit der beziehungsweise ohne die schriftliche Zustimmung der Drittpersonen, diese Kampagne zu beenden, den Vorsitzenden der Hauptwahlvorstände der Wahlkreise übermitteln, die in Anwendung von Artikel 94ter § 1 Absatz 1 des Wahlgesetzbuches einen Bericht über die von den politischen Parteien und von den Kandidaten für Wahlwerbung gemachten Ausgaben verfassen. Diese Vorsitzenden fügen diese Unterlage beziehungsweise Unterlagen den von den betreffenden Parteien oder Kandidaten eingereichten Erklärungen in Bezug auf die Wahlausgaben und über den Ursprung der Geldmittel bei.]

[§ 3] - Es gelten nicht als Ausgaben für Wahlwerbung:

1. unentgeltliche persönliche Dienstleistungen und Benutzung eines persönlichen Fahrzeuges,

2. Veröffentlichung von Artikeln im redaktionellen Teil einer Tageszeitung oder einer Zeitschrift, sofern diese Veröffentlichung auf dieselbe Art und Weise und nach denselben Regeln wie außerhalb der Wahlperiode ohne Bezahlung, Vergütung oder Bezahlungs- beziehungsweise Vergütungs​zusage erfolgt, sofern es sich nicht um eine für oder im Hinblick auf die Wahlen geschaffene Tageszeitung beziehungsweise Zeitschrift handelt und sofern Vertrieb und Periodizität dieselben wie außerhalb der Wahlperiode sind,

3. Ausstrahlung von Radio- oder Fernsehprogrammen mit Stellungnahmen oder Kommentaren, sofern diese Sendungen auf dieselbe Art und Weise und nach denselben Regeln wie außerhalb der Wahlperiode ohne Bezahlung, Vergütung oder Bezahlungs- beziehungsweise Vergütungs​zusage ausgestrahlt werden,

4. Ausstrahlung von Radio- oder Fernsehwahlsendungen oder von einer Reihe von Wahlsendungen, sofern Vertreter der in Artikel 1 erwähnten politischen Parteien an diesen Sendungen teilnehmen können,

5. Ausstrahlung von Radio- oder Fernsehwahlsendungen, sofern ihre Anzahl und ihre Dauer auf der Grundlage der Anzahl Vertreter der politischen Parteien in den gesetzgebenden Versammlungen festgelegt werden,

[6. Kosten periodischer Veranstaltungen, vorausgesetzt dass:

- sie nicht ausschließlich zu Wahlkampfzwecken organisiert werden,

- geregelte periodische Veranstaltungen betroffen sind, die immer auf dieselbe Weise organisiert werden; die Häufigkeit wird beurteilt entweder auf der Grundlage eines Bezugs​zeitraums von zwei Jahren vor dem in § 1 erwähnten Zeitraum, während dessen die betreffende Veranstaltung mindestens einmal pro Jahr stattgefunden haben muss, oder auf der Grundlage eines Bezugszeitraums von vier Jahren vor dem in § 1 erwähnten Zeitraum, während dessen die betreffende Veranstaltung mindestens einmal alle zwei Jahre stattgefunden haben muss. Sind die Ausgaben für Werbung und Einladungen jedoch offensichtlich außergewöhnlich im Vergleich zum gewöhnlichen Verlauf einer solchen Veranstaltung, müssen sie ausnahmsweise wohl als Wahlausgaben angerechnet werden,

7. Kosten nicht regelmäßiger, zu Wahlzwecken organisierter Veranstaltungen, für die ein Unkostenbeitrag erhoben wird, insofern die Ausgaben durch die Einnahmen gedeckt werden, Sponsoring ausgenommen, und keine Ausgaben für Werbung und Einladungen betroffen sind. Werden die Ausgaben nicht durch die Einnahmen gedeckt, muss der Unterschied als Wahlausgabe angerechnet werden,

8. Ausgaben, die während der Wahlperiode im Rahmen der normalen Arbeit der Partei auf nationaler oder lokaler Ebene insbesondere für die Organisation von Kongressen und Parteiversammlungen gemacht werden. Sind die Ausgaben für Werbung und Einladungen jedoch offensichtlich außergewöhnlich im Vergleich zum gewöhnlichen Verlauf einer solchen Veranstaltung, müssen sie ausnahmsweise wohl als Wahlausgaben angerechnet werden,

9. Ausgaben für die Erstellung, Anpassung und Verwaltung von Internetanwendungen, vorausgesetzt dass diese auf dieselbe Weise und gemäß denselben Regeln erfolgen wie außerhalb des Bezugszeitraums.]

[...]

§ 4 - Ausgaben und finanzielle Verpflichtungen für Güter, Lieferungen und Dienst​leistungen, [auf die die Paragraphen 1 und 2 anwendbar sind], müssen zum Marktpreis verrechnet werden.

[Art. 4 § 1 abgeändert durch Art. 18 des G. vom 6. Januar 2014 (I) (B.S. vom 31. Januar 2014); neuer Paragraph 2 eingefügt durch Art. 7 Buchstabe a) des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004); früherer Paragraph 2 umnummeriert zu § 3 durch Art. 7 Buchstabe b) des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004); § 3 einziger Absatz Nr. 6 bis 9 eingefügt durch Art. 7 Buchstabe b) des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004); früherer Paragraph 3 aufgehoben durch Art. 7 Buchstabe c) des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004); § 4 abgeändert durch Art. 7 Buchstabe d) des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004)]

[Art. 4bis - Gegebenenfalls halten die Kandidaten die Sanktionen ein, die in Anwendung [der Artikel 14/2 bis 14/4] des Gesetzes vom 4. Juli 1989 von der Kontrollkommission, [einem Gemeinschafts‑ oder Regionalparlament] beziehungsweise einem von ihm bestimmten Organ auferlegt werden.]
[Art. 4bis eingefügt durch Art. 8 des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004) und abgeändert durch Art. 32 des G. vom 27. März 2006 (B.S. vom 11. April 2006) und Art. 19 des G. vom 6. Januar 2014 (I) (B.S. vom 31. Januar 2014)]

Art. 5 - § 1 - In den [vier] Monaten vor dem Wahldatum dürfen politische Parteien und Kandidaten sowie Drittpersonen, die Wahlwerbung für politische Parteien oder Kandidaten machen möchten:

1. [keine kommerziellen Werbetafeln beziehungsweise -plakate benutzen,]

[[2.] keine nichtkommerziellen Werbetafeln beziehungsweise -plakate über 4 m² benutzen,]

[3.] [weder Gadgets verkaufen noch Gadgets oder Geschenke verteilen, ungeachtet der Verteilungsweise und unbeschadet des Artikels 184 des Wahlgesetzbuches, außer an Kandidaten und Personen, die in Anwendung von Artikel 4 § 3 Nr. 1 unbezahlte Wahlwerbung zugunsten von politischen Parteien und Kandidaten machen. Unter Gadgets sind alle Gegenstände zu verstehen, Drucksachen auf Papier oder auf jedem anderen Datenträger mit einer ausschließlich meinungsbildenden oder illustrierenden politischen Botschaft ausgenommen, die als Andenken, Accessoire, Nippes oder Gebrauchsgegenstand verwendet werden und von denen die Person, die sie verteilt, hofft, dass der Empfänger sie später zu dem Zweck verwenden wird, zu dem sie ursprünglich bestimmt sind, und bei dieser Gelegenheit jedes Mal wieder die Botschaft sieht, die auf dem Gegenstand vermerkt ist,]

[4. keine kommerziellen Telefonkampagnen führen,]

[5. [keine kommerziellen Werbespots in Rundfunk, Fernsehen oder in Kinosälen ausstrahlen [...],]]

[6. […].]

§ 2 - [Für denselben Zeitraum bestimmt der Provinzgouverneur beziehungsweise der Gouverneur des Verwaltungsbezirks Brüssel‑Hauptstadt durch Polizeierlass die Modalitäten für das Anbringen von Wahlplakaten und das Organisieren von motorisierten Wahlkarawanen.]

[Art. 5 § 1 einziger Absatz einleitende Bestimmung abgeändert durch Art. 20 Nr. 1 des G. vom 6. Januar 2014 (I) (B.S. vom 31. Januar 2014); § 1 einziger Absatz Nr. 1 ersetzt durch Art. 3 Buchstabe A) des G. vom 25. Juni 1998 (B.S. vom 4. September 1998); § 1 einziger Absatz frühere Nummer 1bis eingefügt durch Art. 3 Buchstabe B) des G. vom 25. Juni 1998 (B.S. vom 4. September 1998) und umnummeriert zu Nr. 2 durch Art. 9 Buchstabe a) des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004); § 1 einziger Absatz frühere Nummer 2 umnummeriert zu Nr. 3 und ersetzt durch Art. 9 Buchstabe b) des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004); § 1 einziger Absatz Nr. 4 eingefügt durch Art. 9 Buchstabe c) des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004); § 1 einziger Absatz Nr. 5 eingefügt durch Art. 9 Buchstabe c) des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004), ersetzt durch Art. 3 des G. vom 12. März 2009 (B.S. vom 7. April 2009) und abgeändert durch Art. 20 Nr. 2 des G. vom 6. Januar 2014 (I) (B.S. vom 31. Januar 2014); § 1 einziger Absatz Nr. 6 eingefügt durch Art. 20 Nr. 3 des G. vom 6. Januar 2014 (I) (B.S. vom 31. Januar 2014) und aufgehoben durch Art. 5 des G. vom 15. Juli 2018 (B.S. vom 24. September 2018); § 2 ersetzt durch Art. 9 Buchstabe d) des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004)]

Art. 6 - [Die politischen Parteien hinterlegen zusammen mit ihrem Antrag auf Zuerkennung einer Listennummer eine schriftliche Erklärung, in der sie sich verpflichten:

1. die Gesetzesbestimmungen in Bezug auf die Einschränkung und Kontrolle der Wahlausgaben zu befolgen,

2. die Erklärung in Bezug auf ihre Wahlausgaben und über den Ursprung dieser Geldmittel binnen fünfundvierzig Tagen nach den Wahlen beim Vorsitzenden des Hauptwahlvorstandes des Wahlkreises für die Wahl [der Gemeinschafts‑ oder Regionalparlamente] des Bereiches, in dem der Sitz der Partei gelegen ist, gegen Empfangsbestätigung einzureichen,

3. die Belege in Bezug auf ihre Wahlausgaben und über den Ursprung der Geldmittel während [fünf Jahren] ab dem Datum der Wahlen aufzubewahren.

Werden in der Erklärung über den Ursprung der Geldmittel Spenden angegeben, verpflichten sich die Kandidaten darüber hinaus, die Identität der natürlichen Personen, die zur Finanzierung der Wahlausgaben Spenden von 125 EUR und mehr gemacht haben, zu registrieren, vertraulich zu behandeln und binnen fünfundvierzig Tagen nach dem Datum der Wahlen [dem betreffenden Gemeinschafts‑ oder Regionalparlament] beziehungsweise dem von ihm bestimmten Organ zu übermitteln, die gemäß Artikel 11 für die Einhaltung dieser Verpflichtung Sorge tragen.

[Wird in der Erklärung über den Ursprung der Geldmittel Sponsoring angegeben, verpflichten sie sich darüber hinaus, die Identität der Unternehmen, nichtrechtsfähigen Vereinigungen und juristischen Personen, die zur Finanzierung der Wahlausgaben 125 EUR und mehr gesponsert haben, zu registrieren und gemäß dem in Absatz 1 Nr. 2 erwähnten Verfahren binnen fünfundvierzig Tagen ab dem Datum der Wahlen zu übermitteln.]

Die schriftliche Erklärung, die Erklärungen in Bezug auf die Wahlausgaben und über den Ursprung der Geldmittel und die Empfangsbestätigung werden anhand von Formularen erstellt, die zu diesem Zweck vom Föderalminister des Innern festgelegt und zu gegebener Zeit im Belgischen Staatsblatt veröffentlicht werden. Die Formulare für die Erklärungen in Bezug auf die Wahlausgaben und über den Ursprung der Geldmittel und die [in den Absätzen 2 und 3] erwähnten Registrierungsformulare werden den politischen Parteien spätestens zu dem Zeitpunkt zur Verfügung gestellt, an dem sie den Antrag auf Zuerkennung einer Listennummer stellen.

Diese Formulare werden von den Antragstellern unterzeichnet, datiert und gegen Empfangsbestätigung hinterlegt.

Der König bestimmt durch einen im Ministerrat beratenen Erlass die Modalitäten für die Hinterlegung der Erklärungen in Bezug auf die Wahlausgaben und über den Ursprung der Geldmittel und die Inventarisierung und gesicherte Aufbewahrung dieser Erklärungen.]

[Art. 6 ersetzt durch Art. 10 des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004); Abs. 1 Nr. 2 abgeändert durch Art. 33 Nr. 1 des G. vom 27. März 2006 (B.S. vom 11. April 2006); Abs. 1 Nr. 3 abgeändert durch Art. 21 Nr. 1 des G. vom 6. Januar 2014 (I) (B.S. vom 31. Januar 2014); Abs. 2 abgeändert durch Art. 33 Nr. 2 des G. vom 27. März 2006 (B.S. vom 11. April 2006); neuer Absatz 3 eingefügt durch Art. 21 Nr. 2 des G. vom 6. Januar 2014 (I) (B.S. vom 31. Januar 2014); Abs. 4 (früherer Absatz 3) abgeändert durch Art. 21 Nr. 3 des G. vom 6. Januar 2014 (I) (B.S. vom 31. Januar 2014)]

Art. 7 - [Die Artikel 94ter, 107 Absatz 8, 116 § 6, 119ter und 125 Absatz 4 des Wahlgesetzbuches sind entsprechend anwendbar auf die Wahlen [des Wallonischen Parlaments, des Flämischen Parlaments, des Parlaments der Region Brüssel-Hauptstadt und des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft].]


[Für diese Anwendung ist jedoch:


1. der Verweis auf die Kontrollkommission durch einen Verweis auf das betreffende [Gemeinschafts‑ oder Regionalparlament] beziehungsweise das von ihm bestimmte Organ zu ersetzen,


2. der Verweis auf die Vorsitzenden der Kontrollkommission durch einen Verweis auf den Präsidenten des betreffenden [Gemeinschafts‑ oder Regionalparlamentes] beziehungsweise den Vorsitzenden des von ihm bestimmten Organs zu ersetzen,


3. der Verweis auf den Minister des Innern als ein Verweis auf den Föderalminister des Innern zu verstehen,


4. in Artikel 94ter § 1 Absatz 3 dritter und vierter Gedankenstrich der Verweis auf Artikel 6 beziehungsweise auf die Artikel 2 und 5 § 1 des Gesetzes vom 4. Juli 1989 [...] durch einen Verweis auf Artikel 6 beziehungsweise auf die Artikel 2 und 5 § 1 des vorliegenden Gesetzes zu ersetzen,


5. in Artikel 116 § 6 Absatz 2 der Verweis auf Artikel 16bis des Gesetzes vom 4. Juli 1989 durch einen Verweis auf Artikel 11 des vorliegenden Gesetzes zu ersetzen.]

[Art. 7 Abs. 1 (früherer einziger Absatz) ersetzt durch Art. 5 des G. vom 10. April 1995 (III) (B.S. vom 15. April 1995) und abgeändert durch Art. 34 Nr. 1 des G. vom 27. März 2006 (B.S. vom 11. April 2006); Abs. 2 eingefügt durch Art. 11 des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004); Abs. 2 Nr. 1 abgeändert durch Art. 34 Nr. 2 des G. vom 27. März 2006 (B.S. vom 11. April 2006); Abs. 2 Nr. 2 abgeändert durch Art. 34 Nr. 2 des G. vom 27. März 2006 (B.S. vom 11. April 2006); Abs. 2 Nr. 4 abgeändert durch Art. 22 des G. vom 6. Januar 2014 (I) (B.S. vom 31. Januar 2014)]

[Art. 7bis - [Das betreffende Gemeinschafts‑ oder Regionalparlament] beziehungsweise das von ihm bestimmte Organ kann sich für die Kontrolle der Wahlausgaben der politischen Parteien und der einzelnen Kandidaten vom Rechnungshof beraten lassen.]

[Art. 7bis eingefügt durch Art. 12 des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004) und abgeändert durch Art. 35 des G. vom 27. März 2006 (B.S. vom 11. April 2006)] 

Art. 8 - [...]

[Art. 8 aufgehoben durch Art. 13 des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004)] 

Art. 9 - [[Das betreffende Gemeinschafts‑ oder Regionalparlament] beziehungsweise das von ihm bestimmte Organ erlegt einer politischen Partei, [die gegen Artikel 2 § 1 verstößt], die Sanktion auf, die [das betreffende Gemeinschafts‑ oder Regionalparlament] per Dekret beziehungsweise Ordonnanz festgelegt hat.]

[Art. 9 ersetzt durch Art. 14 des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004) und abgeändert durch Art. 36 des G. vom 27. März 2006 (B.S. vom 11. April 2006) und Art. 4 des G. vom 12. März 2009 (B.S. vom 7. April 2009)] 

Art. 10 - § 1 - Mit den in Artikel 181 des Wahlgesetzbuches vorgesehenen Strafen wird belegt:

1. wer für Wahlwerbung Ausgaben macht oder Verpflichtungen eingeht, ohne den Vorsitzenden des betreffenden Hauptwahlvorstandes davon zu verständigen,

2. wer wissentlich für Wahlwerbung Ausgaben macht oder Verpflichtungen eingeht, die die [in Artikel 2 §§ 2, 3 und [5]] vorgesehenen Höchstbeträge überschreiten,

3. [wer es versäumt, seine Wahlausgaben und/oder den Ursprung der Geldmittel innerhalb der in Artikel 116 § 6 des Wahlgesetzbuches festgelegten Frist anzugeben, oder vorsätzlich eine unvollständige oder fehlerhafte Erklärung einreicht,]

4. wer die in Artikel 5 vorgesehenen Bestimmungen nicht einhält.

§ 2 - Jeder in § 1 vorgesehene Verstoß kann entweder auf Initiative des Prokurators des Königs oder infolge einer Anzeige [des betreffenden [Gemeinschafts‑ oder Regionalparlaments] beziehungsweise des von ihm bestimmten Organs] beziehungsweise [einer Beschwerde] jeder anderen Person, die ein Interesse nachweisen kann, verfolgt werden.

§ 3 - [Die Frist für die Ausübung des Initiativrechtes seitens des Prokurators des Königs, für das Erstatten von Anzeigen und für das Einreichen von Beschwerden in Bezug auf die in § 1 erwähnten Verstöße läuft am zweihundertsten Tag nach den Wahlen ab.

In Bezug auf die von dem betreffenden Gemeinschafts‑ oder Regionalparlament beziehungsweise dem von ihm bestimmten Organ erstatteten Anzeigen verfügt der Prokurator des Königs für die Ausübung der Strafverfolgung in jedem Fall über eine Frist von dreißig Tagen ab Empfang einer Anzeige.

Der Prokurator des Königs übermittelt dem betreffenden Gemeinschafts‑ oder Regionalparlament beziehungsweise dem von ihm bestimmten Organ eine Abschrift der Beschwerden, die nicht von dem betreffenden Gemeinschafts‑ oder Regionalparlament bezie​hungsweise von dem von ihm bestimmten Organ ausgehen, in den acht Tagen nach ihrem Er​halt. Innerhalb derselben Frist setzt der Prokurator des Königs das betreffende Gemeinschafts‑ oder Regionalparlament beziehungsweise das von ihm bestimmte Organ von seinem Beschluss in Kenntnis, eine Verfolgung aufgrund der in § 1 erwähnten Verstöße einzuleiten.

Innerhalb dreißig Tagen nach Erhalt der Abschrift der eingereichten Beschwerden oder des Verfolgungsbeschlusses erteilt das betreffende Gemeinschafts‑ oder Regionalparlament beziehungsweise das von ihm bestimmte Organ dem Prokurator des Königs eine mit Gründen versehene Stellungnahme über die Beschwerden beziehungsweise Verfolgungen, von denen der Prokurator des Königs sie gemäß dem vorhergehenden Absatz in Kenntnis gesetzt hat.

Die Frist für die Stellungnahme setzt die Verfolgung aus.

§ 4 - Wer eine Beschwerde beziehungsweise eine Klage einreicht, die sich als unbegründet erweist und für die erwiesen ist, dass sie in der Absicht zu schaden erfolgte, wird mit einer Geldstrafe von 50 EUR bis 500 EUR belegt.]

[Art. 10 § 1 einziger Absatz Nr. 2 abgeändert durch Art. 6 des G. vom 10. April 1995 (III) (B.S. vom 15. April 1995) und Art. 15 Buchstabe a) des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004); § 1 einziger Absatz Nr. 3 ersetzt durch Art. 23 des G. vom 6. Januar 2014 (I) (B.S. vom 31. Januar 2014); § 2 abgeändert durch Art. 15 Buchstabe b) des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004), Art. 37 des G. vom 27. März 2006 (B.S. vom 11. April 2006) und Art. 5 Nr. 1 Buchstabe b) des G. vom 12. März 2009 (B.S. vom 7. April 2009); §§ 3 und 4 ersetzt durch Art. 5 Nr. 2 des G. vom 12. März 2009 (B.S. vom 7. April 2009)]

Art. 11 - Nur natürliche Personen dürfen Spenden zugunsten von politischen Parteien [und ihren Komponenten], Listen, Kandidaten und Inhabern politischer Mandate machen. Kandidaten und Inhaber politischer Mandate dürfen jedoch Spenden von der politischen Partei oder von der Liste entgegennehmen, für die sie Kandidat sind beziehungsweise ein Mandat ausüben. [Auch die Komponenten dürfen Spenden von ihrer politischen Partei entgegennehmen und umgekehrt.] Unbeschadet der vorangehenden Bestimmungen sind Spenden von natürlichen Personen untersagt, die in Wirklichkeit als Mittler für Rechtspersonen oder nichtrechtsfähige Vereinigungen auftreten.

[[Unbeschadet der in Artikel 6 Absatz 2 und in Artikel 116 § 6 Absatz 2 des Wahlgesetzbuches erwähnten Registrierungspflicht wird die Identität der natürlichen Personen, die politischen Parteien und ihren Komponenten, Listen, Kandidaten und Inhabern politischer Mandate Spenden von 125 EUR und mehr in gleich welcher Form machen, von den Empfängern jährlich registriert.] Politische Parteien und ihre Komponenten, Listen, Kandidaten und Inhaber politischer Mandate dürfen jeder jährlich von derselben natürlichen Person höchstens [500 EUR] oder deren Gegenwert als Spende entgegennehmen. Der Spender darf jährlich Spenden von insgesamt höchstens [2.000 EUR] oder deren Gegenwert zugunsten von politischen Parteien und ihren Komponenten, Listen, Kandidaten und Inhabern politischer Mandate machen. [Abgaben der Inhaber politischer Mandate zugunsten ihrer politischen Partei oder deren Komponenten werden nicht als Spenden angesehen.]]

[Spenden von 125 EUR und mehr werden auf elektronischem Weg per Überweisung, Dauerauftrag oder mit Bank- oder Kreditkarte getätigt. Der Gesamtbetrag der Bargeldspenden ein und derselben Person darf 125 EUR pro Jahr nicht überschreiten.]

Leistungen, die Rechtspersonen[, natürliche Personen] oder nichtrechtsfähige Vereinigungen unentgeltlich oder unter dem tatsächlichen Preis ausführen, werden ebenso wie die Einräumung von Kreditlinien ohne Rückzahlungsverpflichtung Spenden gleichgesetzt. Leistungen, die von einer politischen Partei oder einem Kandidaten deutlich über dem Marktpreis in Rechnung gestellt werden, gelten ebenfalls als Spenden von Rechtspersonen, [natürlichen Personen] oder nichtrechtsfähigen Vereinigungen.

Die politische Partei, die entgegen der vorliegenden Bestimmung eine Spende annimmt, verliert - in den Monaten nach Feststellung dieses Verstoßes seitens der Kontrollkommission und in Höhe des doppelten Betrags der Spende - ihr Anrecht auf die Dotation, die aufgrund des Kapitels III des Gesetzes vom 4. Juli 1989 über die Einschränkung und Kontrolle der Wahlausgaben und über die Finanzierung und die offene Buchführung der politischen Parteien der in Artikel 22 desselben Gesetzes erwähnten Einrichtung gewährt worden wäre.

Wer entgegen der vorliegenden Bestimmung einer politischen Partei, einer ihrer Komponenten - ungeachtet deren Rechtsform -, einer Liste, einem Kandidaten oder dem Inhaber eines politischen Mandats eine Spende zukommen lässt oder wer als Kandidat oder Inhaber eines politischen Mandats eine Spende annimmt, wird mit einer Geldstrafe von 26 [EUR] bis 100.000 [EUR] belegt.

Wer, ohne Kandidat oder Inhaber eines politischen Mandats zu sein, eine solche Spende im Namen und für Rechnung einer politischen Partei, einer Liste, eines Kandidaten oder des Inhabers eines politischen Mandats annimmt, wird mit der gleichen Strafe belegt.

Buch I des Strafgesetzbuches einschließlich Kapitel VII und Artikel 85 ist auf diese Straftaten anwendbar.

Das Urteil kann auf Anordnung des Gerichts vollständig oder auszugsweise in Tageszeitungen und Wochenzeitschriften veröffentlicht werden, die das Gericht bestimmt.

[Art. 11 Abs. 1 abgeändert durch Art. 6 Buchstabe A) und B) des G. vom 25. Juni 1998 (B.S. vom 4. September 1998); neuer Absatz 2 eingefügt durch Art. 6 Buchstabe C) des G. vom 25. Juni 1998 (B.S. vom 4. September 1998) und abgeändert durch Art. 5 des K.E. vom 20. Juli 2000 (B.S. vom 30. August 2000) und Art. 16 Buchstabe a) und b) des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004); neuer Absatz 3 eingefügt durch Art. 24 des G. vom 6. Januar 2014 (I) (B.S. vom 31. Januar 2014); Abs. 4 (früherer Absatz 2) abgeändert durch Art. 6 Buchstabe D) des G. vom 25. Juni 1998 (B.S. vom 4. September 1998); Abs. 6 (früherer Absatz 5) abgeändert durch Art. 2 des G. vom 26. Juni 2000 (B.S. vom 29. Juli 2000)]
[Art. 11/1 - Unternehmen, nichtrechtsfähige Vereinigungen und juristische Personen können politischen Parteien und ihren Komponenten, Listen, Kandidaten oder Inhabern eines politischen Mandats Geldmittel und Produkte zu Sponsoringzwecken, das heißt als Gegenleistung für Werbung, zur Verfügung stellen, sofern dabei die geltenden Marktpreise eingehalten werden. Die Identität der Unternehmen, nichtrechtsfähigen Vereinigungen und juristischen Personen, die politische Parteien, ihre Komponenten, Listen, Kandidaten oder Inhaber eines politischen Mandats in Höhe von 125 EUR und mehr in gleich welcher Form sponsern, werden unbeschadet der in Artikel 6 Absatz 3 des vorliegenden Gesetzes und in Artikel 116 § 6 Absatz 3 des Wahlgesetzbuches erwähnten Registrierungspflicht jährlich registriert. [Politische Parteien und ihre Komponenten, Listen, Kandidaten und Inhaber politischer Mandate dürfen jeder jährlich von einem selben Unternehmen, einer selben nichtrechtsfähigen Vereinigung oder einer selben juristischen Person höchstens 500 EUR oder deren Gegenwert als Sponsoring entgegennehmen. Der Sponsor darf jährlich Sponsorings von insgesamt höchstens 2.000 EUR oder deren Gegenwert zugunsten von politischen Parteien und ihren Komponenten, Listen, Kandidaten und Inhabern politischer Mandate tätigen.]
Eine politische Partei, die entgegen der vorliegenden Bestimmung ein Sponsoring annimmt, verliert während der Monate nach Feststellung dieses Verstoßes seitens der Kontrollkommission und in Höhe des doppelten Betrags des Sponsorings ihr Anrecht auf die Dotation, die aufgrund des Kapitels 3 des Gesetzes vom 4. Juli 1989 der in Artikel 22 desselben Gesetzes erwähnten Einrichtung gewährt worden wäre.

Wer entgegen der vorliegenden Bestimmung eine politische Partei, eine ihrer Komponenten - ungeachtet deren Rechtsform -, eine Liste, einen Kandidaten oder den Inhaber eines politischen Mandats sponsert oder wer als Kandidat oder Inhaber eines politischen Mandats ein Sponsoring annimmt, wird mit einer Geldbuße von 26 bis 100.000 EUR belegt. Wer, ohne Kandidat oder Inhaber eines politischen Mandats zu sein, ein solches Sponsoring im Namen und für Rechnung einer politischen Partei, einer Liste, eines Kandidaten oder des Inhabers eines politischen Mandats annimmt, wird mit der gleichen Sanktion belegt.

Die Bestimmungen von Buch I des Strafgesetzbuches einschließlich Kapitel VII und Artikel 85 finden Anwendung auf diese Straftaten.

Das Urteil kann auf Anordnung des Gerichts vollständig oder auszugsweise in Tageszeitungen und Wochenzeitschriften veröffentlicht werden, die das Gericht bestimmt.

[Art. 11/1 eingefügt durch Art. 25 des G. vom 6. Januar 2014 (I) (B.S. vom 31. Januar 2014); Abs. 1 ergänzt durch Art. 6 des G. vom 15. Juli 2018 (B.S. vom 24. September 2018)]


[Art. 11bis - [Der König bestimmt durch einen im Ministerrat beratenen Erlass die Modalitäten für Erstellung und Hinterlegung der in den Artikeln [6, 11 und 11/1] und der in Artikel 116 § 6 [Absatz 2 und 3] des Wahlgesetzbuches erwähnten Registrierungen. Die Kontrolle der in Artikel 6 und in Artikel 116 § 6 Absatz 2 des Wahlgesetzbuches erwähnten Registrierungen wird durch [das betreffende Gemeinschafts‑ oder Regionalparlament] beziehungsweise durch das von ihm bestimmte Organ gewährleistet; die Kontrolle der [in den Artikeln 6, 11 et 11/1] erwähnten Registrierungen wird durch die Kontrollkommission vorgenommen.]]

[Art. 11bis eingefügt durch Art. 7 des G. vom 25. Juni 1998 (B.S. vom 4. September 1998), ersetzt durch Art. 17 des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004) und abgeändert durch Art. 38 des G. vom 27. März 2006 (B.S. vom 11. April 2006) und Art. 26 Nr. 1 und 2 des G. vom 6. Januar 2014 (I) (B.S. vom 31. Januar 2014)]
[KAPITEL 3 - Festlegung der Prüfkriterien für offizielle Mitteilungen der öffentlichen Behörden
[Frühere Unterteilung Übergangsbestimmungen mit den früheren Artikeln 12 bis 14bis ersetzt durch Kapitel 3 mit Art. 12 durch Art. 18 des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004)]

Art. 12 - § 1 - [Das betreffende Gemeinschafts‑ oder Regionalparlament], die Versammlung der Französischen Gemeinschafts​kommission beziehungsweise das von ihnen bestimmte Organ müssen, jede(r) für seinen/ihren Bereich, nach den per Dekret beziehungsweise Ordonnanz festgelegten Regeln alle für die Öffentlichkeit bestimmten Mitteilungen und Informationskampagnen überprüfen, die von Gemeinschafts‑ und Regionalregierungen, einem oder mehreren ihrer Mitglieder, dem Kollegium der französischen Gemeinschaftskommission, einem oder mehreren ihrer Mitglieder, einem oder mehreren der in Artikel 41 des Sondergesetzes vom 12. Januar 1989 über die Brüsseler Institutionen erwähnten regionalen Staatssekretäre oder den Präsidenten [der Gemeinschafts‑ oder Regionalparlamente] oder der Versammlung der Französischen Gemeinschafts​kommission ausgehen, zu denen diese nicht aufgrund einer Gesetzes‑ oder Verwaltungsbestimmung verpflichtet sind und die mittelbar oder unmittelbar durch öffentliche Mittel finanziert werden.


§ 2 - Diese Kriterien erlauben zu überprüfen, ob eine Mitteilung oder Kampagne teilweise oder ganz darauf abzielt, das persönliche Image eines oder mehrerer Mitglieder der in § 1 erwähnten Behörden oder das Image einer politischen Partei zu verbessern.]

[Art. 12 § 1 abgeändert durch Art. 39 Nr. 1 und 2 des G. vom 27. März 2006 (B.S. vom 11. April 2006)]
[KAPITEL 4 - Berufung
[Kapitel 4 mit Art. 12bis eingefügt durch Art. 36 des G. vom 6. Januar 2014 (II) (B.S. vom 31. Januar 2014)]

Art. 12bis - Gegen Beschlüsse der Kommission in Anwendung des vorliegenden Gesetzes, durch die eine Sanktion auferlegt wird, kann gemäß Artikel 14 § 1 Absatz 2 der am 12. Januar 1973 koordinierten Gesetze über den Staatsrat beim Staatsrat Nichtigkeitsklage eingereicht werden.]

Art. 13 - 14 - [...]

[Art. 13 und 14 aufgehoben durch Art. 18 des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004)] 

[Art. 14bis - [...]]

[Art. 14bis eingefügt durch Art. 8 des G. vom 10. April 1995 (B.S. vom 15. April 1995) und aufgehoben durch Art. 18 des G. vom 25. April 2004 (B.S. vom 7. Mai 2004)] 
Inkrafttreten


Art. 15 - Vorliegendes Gesetz tritt am Tage seiner Veröffentlichung im Belgischen Staatsblatt in Kraft.  
